Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 23 Ausgegeben Danzig, den 3. Juni 1925 


Das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig und der Staatsanzeiger, Teil I, wird ſeit 


1. Jaunar 1925 in zwei Ausgaben (A und B) herausgegeben. Der Inhalt beider Ausgaben iſt der 
gleiche. Die Ausgabe h iſt aber nur einſeitig bedruckt (Tekturdruch), ſie kann ebenfalls durch die Poſt 
bezogen werden; ihr vierteljährlicher Bezugspreis iſt der gleiche wie bei der Ausgabe A. (j. letzte Seite). 


Denkt an die Neubeſtellung für Juli / September d. Is. 


55 f 8 Verordnung Paz 
betr. Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland. Vom 12. 5. 1925. 
Auf Grund des $ 13 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Vom 1. Juni 1925 an betragen die Fernſprechgebühren für die Geſprächseinheit von 3 Minuten 


Dauer: 5 
a) im Verkehr mit Oſtdeutſchland 
Zone 1 bis Et. 20 Centimen (Gold) 
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uſw. für jede angefangenen weiteren 100 km 40 Centimen (Gold) mehr. 
b) im Verkehr mit Weſtdeutſchland 
Zone 1 bis 100 Kn; 2 200 Centimen (Gold) 
FV 240 5 5 
„ 00 280 7 0 
uſw. für jede angefangenen weiteren 100 km 40 Centimen (Gold) mehr. 
Die zu zahlende Geſprächsgebühr ergibt ſich aus der Vervielfältigung der Centimen (Gold) für 
die Geſprächseinheit mit der jeweils geltenden, dem Wertbeſtande des Guldens entſprechenden Ver⸗ 


hältniszahl zum Goldfranken. 


Die Entfernungen bis zu 25 km werden nach der Luftlinie, die übrigen Entfernungen nach dem 


Taxquadratverfahren feſtgeſetzt. 
Für dringende Geſpräche wird die dreifache und für Blitzgeſpräche die dreißigfache Gebühr 


erhoben. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 6. 1925). 
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Für dringende Preſſegeſpräche dagegen ift die Gebühr die gleiche wie für nichtdringende 
Ferngeſpräche von gleicher Dauer. 

Überſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, ſo wird die Gebühr für die überſchießende 
Zeit bei Entfernungen bis zu 100 km nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten, bei Ent⸗ 
fernungen von mehr als 100 km nach einzelnen Minuten berechnet; in dieſem Falle wird für jede volle 
oder angefangene Minute 1/, der für die erſte Geſprächseinheit feſtgeſetzten Gebühr g. F. unter Ab⸗ 
rundung auf eine durch 5 teilbare Pfennigſumme nach oben erhoben. i 

Die Verordnung betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland vom 
8. Dezember 1923 (Geſetzbl. S. 1315) tritt gleichzeitig außer Kraft. . 

Danzig, den 12. Mai 1925. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
J. V.: Bodin. 


r!!! —!!. . — 
Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, e) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. f 
5 Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
' Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


; 


Burn ta nl A ARE 


